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An unſere Leſer!
Der Generalſtreik und vor allem der Streik der

Setzer verhinderten, daß wir gerade in den aufge
regten Tagen, die hinter uns liegen, zu unſeren
Leſern ſprechen konnten. Da die Streiks beendet ſind,
kann auch die „Halleſche Zeitung“ wieder in gewohn
ter Weiſe erſcheinen. Ueber die Ereigniſſe in unſerer
Stadt werden wir in der heutigen Abendausgabe be
richten.

Verlag und Schriftleitung der „Halleſchen Zeitung“.
C

Die neue Reichsregierung
Nachdem das Kabinett Bauer zurückgetreten war, hat der

Reichspräſident den Miniſter des Auswärtigen mit der Bildung
des neuen Kabinetts betraut. Dieſe Kabinettsumbil-
dung hat zu folgendem Ergebnis geführt:

Reichskanzler: Müller, der einſtweilen Miniſter des
Auswärtigen verbleibt und mit ſeiner Vertretung im Ge
ſchäftsbereich des Auswärtigen Amtes im Behinderungsfalle
den Unterſtaatsſekretär von Haniel beauftragt hat;

Stellvertreter des Reichskanzlers und Reichsminiſter des
Jnnern: Koch;
Reichsminiſter der Finanzen: Wirth;
Reichswehrminiſter: Geßler;
Reichsminiſter für Juſtiz: Blunck;
Reichswirtſchaftsminiſter: Schmidt;
Reichsarbeitsminiſter: Schlicke;
Reichspoſtminiſter: Gie sberts;
Reichsſchatzminiſter: Bauer
Reichsverkehrsminiſter: Bell;
Reichsernährungsminiſter: Hermes;
Reichsminiſter ohne Portefeuille: David.

Das Reichsminiſterium für Wiederaufbau wird
nächſten Tagen beſetzt werden.

bertrauensvotum für das neue Kabinett
(Eigener Drahtbericht der „H. Z.“)

Berlin, 29. März.
Die Führer der drei Mehrheitsparteien, Löbe, von Payer

und Trimborn haben am Schluß der heutigen Sitzung der
Nationalver ſammlung für das neue Kabinett ein Ver
trauensvotum eingebracht. Der Antrag lautet: Die ver
faſſunggebende deutſche Nationalverſammlung billigt die Er-
klärung der Reichsregierung. Die Nationalverſammlung ver
urteilt den gegen Staatsordnung, Stagtsboden, Verfaſſung und
Nationalverſammlung gerichteten verbrecheriſchen Aufruhr und die
Anſtiftung und Helfershelfer des Staatsſtreiches. Die National
verſammlung ſpricht all den Teilen des Volkes, die durch ihren
gemeinſamen Widerſtand die Verfaſſung beſchützt haben, den Dank
des Vaterlandes aus. Der Antrag trägt die Unterſchrift von
Hreihundertfünfzehn Mitgliedern der Nationalverſammlung.

Die Kabinettsbildung in Preußen
Die Entſcheidung über die Zuſammenſetzung des preu-

hiſchen Staatsminiſteriums ſollte, ſo hoffte man beſtimmt, im
Laufe des Sonnabends fallen. Aber von Stunde zu Stunde
ſtellten ſich ne ue, ſchier unüberwindliche Hin derniſſe in
den Weg. Als der verkleinerte Ausſchuß der Mehrheitsparteien
um 2 Uhr nachmittagsgetagt hatte, traten die Mehrheitsparteien
ſelbſt zu getrennten Sitzungen zuſammen und befaßten ſich mit
den Vorſchlägen des Ausſchuſſes.

Endlich gelangte man zu einer Einigung. Man ließ alſo
das geplante Miniſterium für Verwaltungsreform kurzerhand
fallen und ſtellte folgende Miniſterliſte zuſammen:

Braun, Präſidium und Landwirtſchaft.
Severing, Jnneres.
Lüdemann, Finanzen.
Fiſchbeck, Handel.
Am Zehnhoff, Juſtiz.
Haeniſch, Kultus.
Oeſer, Verkehr.
Stegerwald, Volkswohlfahrt.

Durch dieſe Miniſterliſte wäre die Parität, die vor dem
Ausſcheiden des Kriegsminiſters Reinhardt im preußiſchen Kabi-
nett beſtanden hatte, wieder hergeſtellt.

Die nächſte Sitzung der preußiſchen Landesverſammlung
indet Dienstag, den 80. März, vormittags 11 Uhr ſtatt.

Der Reichskommiſſar für Gotha
(Eigener Drahtbericht.)

Der Mehrheitsſogzialiſt Käppler, Mitglied der Nationalver
mmlung, iſt zum Reichskommiſſar für den Freiſtaat Gotha mit
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Nationalverſammlung
Reichskanzler Müller in der Nationalverſammlung.

Berlin, 29. März.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 10 Uhr

20 Minuten. Das Haus iſt gut beſetzt, ebenſo die Bänke der Re
gierung und ſämtliche Tribünen.

Präſident Fehrenbach entrichtet in Erinnerung an die Stutt
garter Tagung Württemberg herzlichſte Grüße.

Reichskanzler Müller:
Die neue Regierung iſt getragen von den gleichen Parteien

wie die alte, von dem einzigen tragfähigen Boden, der in Deutſch
land möglich iſt. (GBeifall.) Dem früheren Reichskanzler und
ſeiner Regierung gebührt der herzlichſte Dank. (Bravo!) Wer
mit Kapp gemeinſchaftliche Sache gemacht hat, muß verſchwin
den. Mit eiſernem Beſen muß ausgekehrt werden. (Aber
an Wir werden rückſichtslos und entſchloſſen vorgehen.
ine demokratiſche Regierung ohne Demo

kraten iſt eine inner- und außenpolitiſche Gefahr. Wir
haben Demokraten, ſie müſſen nur an die richtige Stelle geſetzt
werden. Der Reichswirtſchaftsrat wird ſchnellſtens geſchaffen
werden, ebenſo werden die anderen in Angriff genommenen Ge-
We ſchnellſtens fertiggeſtellt werden. Wirtſchaftliche Zweige,
ie dazu reif ſind, ſind in öffentliche Bewirtſchaftung oder Kon

trolle zu übernehmen. Elektrizität, Kohle und Kali
ſind die erſten hierunter fallenden Gegenſtände. Für die Land-
wirtſchaft muß künſtlicher Dünger geſchaffen werden. Die neue
Regierung übernimmt das Programm der alten, die

Demokratiſierung der Verwaltung
unter voller Wahrung der Rechte der verfaſſungstreuen Beamten,
die Auflöſung ungetreuer Heeresformationen und an deren
Stelle Schaffung neuer Verbände, die als wahrhaft keinen
Stand ausſchließende Volkswehr bezeichnet werden kann.

Alles dies muß unſere große, bald zu löſende Aufgabe ſein.
Wir werden ſie rückſichtslos und entſchloſſen durchführen. Der
Ausbau der ſoziälen Geſetzgebung dringend ge(Sehr wahrl bei den Mehrheiten.) Ein Sohri
tun S eſetz iſt in Vorbereitung, großzügige Durchführungder ſrſorge für die Kriegsopfer iſt unſere heiligſte Pflicht.
Lebhafte allſeitige Zuſtimmung.) Das Verſorgungsgeſetz für
die Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen iſt fertiggeſtellt. Für-
ſorge für Arbeiter und Angeſtellte muß geſchaffen werden, indem
das Arbeiter- und Beamtenrecht ſchleunigſt durchgeführt wird.
Dies muß ſozial und freiheitlich ausgeſtaltet werden. Verwal
tungsreform und Beamten-Beſoldungsreform müſſen alsbald
ihren geſetzlichen Ausdruck finden. Die W errng hofft, daß
das wichtige und umfangreiche Arbeitsprogramm, das dasſelbe
iſt wie der alten Regierung, bald erledigt werden kann. Trotz
dem wird die Arbeit der Nationalverſammlung heute abgebrochen
werden müſſen, weil das Volk nach dem Staatsſtreich mit den
Kapp-Anhängern eine baldige Abrechnung durch
Wahlen haben will. (Sehr richtig! links.) Loyale Erfüllung
des Friedensvertrages, Schaffung einer Atmoſphäre des Ver-
trauens und der Gemeinſchaft zwiſchen den Völkern, Heran-
holung aller Hilfskräfte und endgültiger Bruch mit allen Kriegs-
anſchauungen in der Politik iſt unſere Aufgabe. (Beifall.) Unſer
Kurs bleibt auch in der Außenpolitik der alte, da er der richtige
war. Die ſchleunigſte Erdroſſelung des Kapp-
Prozeſſes erhöhte das Vertrauen zu uns. Hätte uns die
Entente nicht das Atmen ſchier unmöglich gemacht, ſo wäre die
Zahl der Kappisner geringer geweſen. Gegenüber Mille-
rand bemerke ich: Die deutſche Regierung war bemüht, alles
zu erfüllen, was überhaupt in ihrer Macht lag. Ein wirt-
ſchaftliches Zuſammen arbeiten mit Frankreich
iſt dringend geboten. Ein ſich verblutendes Deutſchland iſt
Europas Ruin.

Aus einigen Teilen des
Ruhrgebietes

kommen Deputationen zur Regierung, die die Lage ſchildern.
Wir verhandeln mit der Entente darüber, daß wir im Notfalle
für kurze Zeit etwas mehr Truppen in die gefährdeten Gebiete
ſenden dürfen. Frankreich will das nur geſtatten, wenn es da
gegen Frankfurt, Darmſtadt und andere Orte
beſetzen könnte. Dies weiſen wir zurück. Wir wollen doch
nur die Ruhe im Ruhrgebiet herſtellen, um Frankreich
die verſprochenen Kohlen liefern zu können. Jm Rahmen der
deutſchen Republik iſt kein Platz für eine Diktatur,komme ſie, woher ſie wolle. Der Putſch vom 13. März hat das
deutſche Volk um die Freude über die Abſtimmung in
Schleswig gebracht. Wir ſehen den anderen Abſtimmungen
mit Zuverſicht entgegen. Ein Verbrechen an Reich und Volk
ohnegleichen haben wir erlebt. Dummheit und Brutalität hatten
ſich vereinigt. Die Hochverräter werden beſtraft werden ohne
Rückſicht auf das Zureden von den Seiten, die allein die Verant-
wortung tragen. Die Machthaber des alten Regimes, die Par-
teien der Kriegshetzer wollen der Regierung die Schuld zu-
ſchieben. Der Weg Kapps war auch der Weg der Rechten.
Das beweiſt die Stellungnahme der Deutſchen Volks-
partei und der Deutſchnationalen (Lärm rechts) un
mittelbar nach dem Auftreten Kavps, die keinen Tadel für dieſen
enthielt. Das war Heuchelei. Das Volk wird richten zwiſchen
ihnen und uns. Der Generalſtreik war ein Vorſpiel der kom
menden Wahlen. Es war das Volk des Kapp-Regiments. Die
Mitſchuld der Deutſchnationalen zeigt ſich in den
Aeußerungen des Grafen Weſt ar p. (Lärm rechts.) Kapp,
Jagow, Schiele waren ihre Mitglieder. (Rufe rechts:
waren! Rufe links: Ruhe!) Zum preußiſchen Landwirtſchafts
miniſter wurde Freiherr von Wangenheim-Kleinſpiegel
ernannt. Nachher zog ſich die Rechte vom Hochverrat auf die
Verfaſſung zurück. Gewiß haben ſich führende Männer beider
Rechtsparteien mit Entrüſtung von dem Hochverrat abgewendet.
(Zuruf rechts Winnigl Lärm und Glocke des Präſidenten.)
Aber zahlreiche ihrer Provinzorganiſationen haben ſich Kapp
mit Begeiſterung angeſchloſſen. Sie können den Fprtg nicht vonſich abſchütteln. (Zurufe rechts: Jawohl! Lachen links.) Der

Das Programm der neuen Regierung
Demagog Traub und die Demagogen der nationaliſtiſchen Hetze
ſind ſchuld. Jch klage ſie im Namen der überwiegenden Mehr-
heit des deutſchen Volkes an, zum zweiten Male den Krieg ver
loren zu haben. Das Volk war an dem Putſch nicht beteiligt.
Nur deutſchnationale Hochverräter und verführte Soldaten.
(Rufe rechts: Sklarz! Rufe links: Bredereck!) Noch
lange wird Deutſchland unter dem Wahnſinn dieſer vier Tage
zu leiden haben. Jm Ruhrgebiet iſt die Diktatur von rechts in
ie von links umgeſchlagen. Aber dort wächſt die Sehnſucht nach

Ruhe und Ordnung. Die Waffen ſind dort vielfach in die Hände
von Leuten gelangt, für deren Treiben, Mord, Raub und Dieb-
ſtahl, ich keine Partei verantwortlich mache. Dieſe Zuſtände
können nicht länger geduldet werden. Hoffentlich kommt die Be
ſinnung in letzter Stunde. Weg mit der Vergangenheit! Wir

aben keine Zeit, die Hände in den Schoß zu legen. Alle demo-
ratiſch Denkenden müſſen zuſammenſtehen. Das Deutſch
land Ludendorffs und Lüttwitz' hat endgültig
ab gewirtſchaftet. Mit dem Bolſchewismus macht man
uns nicht bange. Aber die nächſte Gefahr kommt von rechts.
(Lachen rechts.) Das Volk wird ein gerechtes Urteil fällen. (Leb
hafter Beifall; Ziſchen rechts; wiederholter Beifall.)

Präſident Fehrenbach ſchlägt vor, die Beſprechung der Re
gierungserklärung zu verſchieben und zunächſt andere Gegen
ſtände zu erledigen.

Das Haus iſt damit einverſtanden.
Die Geſetzentwürfe betreffend die vorläufige Regelung des

Reichshaushalts, Notetat, den dritten Nachtragsetat, das Beſol-
dungsgeſetz, das Geſetz betreffend die Verreichlichung der Eiſen
bahnen werden den Ausſchüſſen überwieſen. Das Geſetz be
treffend die Beſteuerung der Reichsbank wird in allen drei
Leſungen erledigt, ebenſo das Geſetz betreffend das Abkommen
über den Kehler Hafen. Das Geſetz betreffend Aburteilung des
n Unternehmens vom März 1920 und dasjenige
etreffend Enteignungsrecht von Gemeinden werden an Aus-

ſchüſſe überwieſen.
ierauf wird die Sitzung bis 1 Uhr unterbrochen.
chluß' nach 1124 Uhr.

Nachmittagsſitzung.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 10 Min.
Abg. Bolz (Ztr.): t Ziel kann nur ſein die Erhaltung

des Reiches und allmähliche Geſundung der Wirtſchaft. Zu
ſolcher Arbeit haben ſich die Mehrheitsparteien zuſammengefun-
den. Die Koalition hat gehalten. Ohne ſie gibt es keine
Rettung. Freilich zwingt ſie alle Teilnehmer zu Verzichten.Verore her von rechts und links ſuchten uns ins Verderben zu

ziehen. Es war eine deutſchnationale Bewegung, aber ſie war
weder deutſch noch national. Die Rechte muß die Verant-
wortung für dieſe Dinge und für ihre Preſſe tragen, ſo lange ſie
politiſche Narren und Verbrecher in ihren Reihen duldet. Der
Wahltermin war eine Zweckmäßigkeitsfrage. Aber Ver
faſſungsbruch, Meineid und Hochverrat, unter-
ſtützt von Maſchinengewehren, war das Arſenal Kapps. Das
Narrenſpiel von rechts hatte das Verbrechen von links zur Folge.
Das Ultimatum der Regierung an die roten
Truppen findet unſere volle Billigung Noch einmal dürfen
wir hoffen, der Gefahren Herr zu werden. Aber wir bitten den
Reichskanzler, die Gefahr des Bolſchewismus nicht zu
unterſchätzen. Alle verdächtigen Elemente müſſen aus der Reichs
wehr. Offiziere und Mannſchaften müſſen mehr als bisher aus
bürgerlichen und Arbeiterkreiſen entnommen werden. Eine
bloße Bewaffnung der Arbeiter kann man uns nicht zumuten.
Das politiſche Geſindel aus dem Oſten mit ſeiner Verhetzung
muß aus dem Reiche entfernt werden. Hoffentlich haben die
letzten 14 Tage auch den Zweiflern und Mißvergnügten unſerer
Partei die Augen geöffnet. Unſere Partei wird ihre Wege
weitergehen. Er iſt der rechte.

Abg. Henke (U. S.): Noske iſt gegangen als Mann, der
alles verloren hat. Winnig und Noske ſind von einer Couleur.
Wenn die Haltung der Gewerkſchaften, die wir billigen können,
nur ein Manöver geweſen ſein ſollte, ſo werden wir di ſorgen,
daß der Arbeiterſchaft der Star geſtochen wird und die Politi-
ſierung der Gewerkſchaften ihren Fortgang nimmt. Die alte
Regierung hat von Stuttgart aus den Verbrechern von rechts
arf Strafen angedroht. Was iſt dagegen geſchehen Unter
dieſem Eindruck ſtehen die Arbeiter im Ruhrrevier. Die alten
Konſervativen hätten zu ihren Taten geſtanden. Sie (nach rechts)
ſind zu feige dazu. (Lärm rechts.) Auch die neue Regierun
iſt dem Militarismus gegenüber ohnmächtig, ſo lange ſie ſi
nicht auf das bewaffnete Proletariat ſtützt. Wenn Herr Bauer
als Reichskanzler das Vertrauen der Mehrheit nicht mehr hat,

hat er es denn nun als Schatzminiſter? Wir haben kein Ver-
trauen zu der neuen Regierung, vor allem nicht zum Reichs
wehrminiſter.

Abg. Legien (Soz.): Die ſozialdemokratiſche Fraktion ſpricht
der neuen Regierung ihr Vertrauen aus. Die Gewerkſchaften,
einſchließlich der unabhängigen Vertreter unter ihnen, haben von
den neuen Miniſtern nur die Anerkennung der ſogenannten acht
Punkte verlangt und waren im übrigen bereit, die neuen Mi-
niſter zu unterſtützen. (Hört, hört?) Wir hoffen, daß die un
abhängige Sozialdemokratie überhaupt auch einſieht, wo das
wahre Intereſſe der Arbeiter liegt, und eine ähnliche Haltung
einnimmt. Wir verlangen von der Regierung, daß die Hoch-
verräter gefaßt und ihr Vermögen konfisziert wird, um daraus
der Lebensmittelnot der Minderbemittelten zu begegnen. Wir
ſind uns der Verantwortung bei der Aufforderung zum General
ſtreik wohl bewußt geweſen, aber es handelte ſich um Freiheit
und Recht. Keine Regierung kann ohne Zuſtimmun er
Arbeiter regieren. Auch Kapp hat verſucht, mit den Arbeitern
zu verhandeln und ſie durch Verſprechungen einzufangen. Die
Gewerkſchaften ließen ſich weder fangen, noch durch Drohueinſchüchtern. Der Generalſtreik wurde fortgeſetzt, zumal eige

Führer der Reichswehr unſicher waren. Die e muß
ümgeſtaltet werden. Der republikaniſchen organiſierten Arbeiterſchaft müſſen die Einwohner und Ortswehren eingeräumt wer



t152 Strafgefangene entwichen
Maſſenausbruch aus dem Brandenburger Zuchthaus.

Verlin, 29. März.
Jn der Strafanſtalt zu Brandenburg a. H. meuterten
rn nachmittag faſt die geſmaten Sträflinge. Sie über
igten die Aufſeher, plünderten die Kleiderkammer und

üchteten in die umliegenden Wälder. Bei den Kämpfen wurden
insgeſamt drei Zuchthäusler erſchoſſen und eine große Zahl,
darunter neun ſchwer, verletzt. Unter Aufwendung von Militär
und Einwohnerwehr konnten die Verbrecher bis auf 44
wieder ergriffen werden.

Das Küraſſier- Regiment in Brandenburg, das die Meuterei
ſchließlich niederſchlug, gab folgende Darſtellung des Vorfalles:.
Die ige Meuterei im Zuchthauſe zu Brandenburg ſtellt ſich
als Revolte in großem Umfange heraus. Jnsgeſamt brachen

162 Sträfli aus. 70 von ihnen konnten bis zum Abendwieder ingebraqhtwerden, weitere wurden in der Nacht und

vormittag eingeliefert. Bis jetzt fehlen noch 44 Ausbrecher.
ie Meuterei konnte deshalb ſo großen Umfang annehmen,

weil die Polizei, die die Revolte allein niederſchlagen wollte, zuſpät eingriff. Erſt beim zweiten dringenden Anruf der Zuch
hausverwaltung bei dem Küraſſier- Regiment erteilte die Polizei
die Erlaubnis, der Strafanſtalt zu Hilfe zu eilen. Das Regi-
ment entſandte nun einen Stoßtrupp unter Führung eines
e Das Zuchthaus wurde beſetzt und die Revolte nieder-

chlagen. Hierbei wurden zwei Zuchthäusler getötet,
neun trugen ſchwere Schußverletzungen davon. Die Leicht-
verletzten ſind noch nicht gezählt. Das Militär mußte mit der
Schußwaffe eingreifen, da die Meuterer ſich mit den Karabinern
der Aufſeher bewaffnet hatten und das Militär angriffen. Bei
der e r Verfolgung wurde dann noch in dem
bei Br urg belegenen Dorfe Genthin ein Zucht-
häusler erſchoſſen. Da ſich ein Teil der geflüchteten
Verbrecher in den Wäldern der Umgegend verſteckt halten ſoll,
wurde Militär zur Aufſpürung ausgeſandt.

An die Nationen der Welt
Ein Friedensangebot der Sowjets.

(EEigener Drahtbericht der „H. Z.
Waſhington, 29. März.

New Dork American“ erfährt aus einem Friedensangebot
von Sowjet- Rußland an die Nationen der Welt. Es
umfaßt u. a. folgende Punkte:

Anerkennung der Sowjetrepublik Rußland.
Bereiterklärung Sowjetrußlands, ſich nicht in die inneren

Angelegenheiten anderer Länder einzumiſchen.
Verpflichtung, daß andere Länder ſich ebenfalls der Ein

miſchung in die inneren Angelegenheiten Rußlands enthalten.
Wiederaufnahme der wirtſchaftlichen Beziehungen.

n nſlofnng der Roten Armee, ſobald der Friede genehmigt
rb.
Die Sowjetregierung erklärt ſich außerdem bereit, die Freiheit

jedes Landes zu achten. Sowjetrußland beanſprucht jedoch für
ſich dasſelbe Recht. Die Sowietregierung erklärt: „Wir machen
keine Allianz mit irgend einer Nation. Wir wünſchen Handels
beziehungen mit allen Nationen der Welt, und wir lehnen es
feierlich ab, über irgendwelche Aktionen, die ſich gegen die
Alliierten richten, mit Deutſchland zu verhandeln. Wir bieten
Polen einen loyalen Frieden an, können jedoch nicht zulaſſen, daß
es unter dem Vorwand, ſeine Bewohner gegen den Volſchewismus
verteidigen zu wollen, große ruſſiſche Grenzgebiete einheimſt.“

Halle und Umgebung
Halle, 30. März.

Stadtverordnetenſitzung
Stadtverordneter Keil eröffnet in Abweſenheit des Stadt

verordnetenvorſtehers Hennig die Sitzung und gibt bekannt, daß
Stadtv. Sorge r (Dem.) ſein Mandat zur Verfügung geſtellt
hat. Des weiteren teilt er mit, daß in der letzten Sitzung an
läßlich der Abſtimmung über die von den Mehrheitsparteien
eingebrachte Erklärung, in der gegen die Berliner Vorgänge
vom 18. März Proteſt erhoben wurde, neben den Angehörigen
der Deutſchnationalen Fraktion auch die Stadtverordneten
Finger (Deutſche Volkspartei), Heine (bei keiner Fraktion)
und Sorger (Dem.) den Saal verlaſſen haben.

Es wird alsdann in die Tagesordnung eingetreten. Zum
ſtellvertretenden Mitglied der Gebäudeſteuer Veranlagungs-
kommiſſion wird Architekt Walter Heine gewählt. Die Mit-
glieder der Kriegshilfskaſſendeputation werden wiedergewählt.
In den Vorſtand der Kaiſer Wilhelm- und Kaiſerin Auguſta
Viktoria Stiftung werden die Stadtvv. Weſchke und Günther

gewählt. neLohnregelung für ſtädtiſche Arbeitnehmer.
Die ſtädtiſchen Arbeitnehmer, welche unter den am 3. Juni

bzw. 11. Juli 1919 abgeſchloſſenen Tarifvertrag fallen, haben
von dem Rechte, den Lohntarif zum 1. März und den Mantel-
tarif zum 1. April 1920 zu kündigen, Gebrauch gemacht. Wegen
Abſchluſſes eines neuen Tarifvertrages ſind Verhandlungen
mit dem Geſamtarbeiterausſchuß geführt worder mit dem Er
gebnis, daß der Magiſtrat folgenden Beſchluß gefaßt hat.

1. Die Arbeits und Lohnverhältniſſe der ſtädtiſchen Arbeit
nehmer werden durch einen allgemeinen, grundſätzlich für alle
ſtädtiſchen Betriebe geltenden Varifvertrag geregelt.

2. Die Löhne der ſtädtiſchen Arbeitnehmer werden mit rück
wirkender Kraft vom 1. März auf 7 200 826 Mark feſtgeſetzt.

8. Der Magiſtrat erklärt ſich bereit, die Löhne vom 1. April
ab auf die Höhe von 8171 166 Mark zu ſteigern, wenn durch
eine eingehende Prüfung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe der
einzelnen Betriebe in der Geſamtwirtſchaftslage der Stadt
ſeitens des Magiſtrats und der Einzelbetriebsräte ſowie des Ge
ſamtbetriebsrates feſtgeſtellt wird, daß die Steigerung der
Löhne bis zu dieſer Höhe im Rahmen einer geordneten Wirt-
ſchaft der Stadt und ihrer Betriebe durchführbar iſt. Die
durch die neuen Tariflöhne erforderlichen Mittel ſollen aus den
laufenden Einnahmen gedeckt werden.

Stadtv. Finger (D. V.) begründet die Vorlage des
näheren und empfiehlt ihre Annahme.

Stadtw. Schrader (Deutſchnat.) ſtellt folgenden Antrag:
Die Vorlage zu Nr. 4 der Tagesordnung wird dem
iſtrat mit dem Erſuchen zurückgegeben, ſie hinſichtlich der
ingung der Mittel zur Deckung der Lohnerhöhungen zu

vervollſtändigen. Insbeſondere iſt genau anzugeben, wie
dieſe Mittel auf

a) rinherſhſe der Betriebe, und zwar der einzelnen
iebe,

b) die Umlagen, und zwar auf die einzelnen Zweige der

verteilt werden ſollen. Auch iſt feſtzuſtellen, wie die einzelnen
Betriebe die erforderlichen Ueberſchüſſe hervorbringen ſollen.

r wird erwartet, daß bei Erörterung und Feſt
ſetzung der Lohnerhöhung nach Tabelle III die Stadtverord-
netenverſaenenlung zugezogen wird.

Stadtw. Manſchewski (Dem.) beantragt, den Magiſtrat
um eine Vorlage zu erſuchen, aus der die Deckung der gefor
derten Sumane erſichtlich iſt. Stadtv. Albrecht (U. S. P.)
tritt für ſofortige Annahme der Vorlage ein. Die Deckungs

Au

Etat Kürbs.

Seydel hält eine Stellungnahme zu dem Antrag raderAufſtellung des neuen Ent für möglich Stadtv.
Steckner (Dem.) empfiehlt Zurückweiſung der Vorlage an

Haushaltsausſchuß. Jm Schlußwort tritt Stadtv.
C v nochmals für Annahme der Vorlage ein. Jn dieſem

inne beſchließt auch die Verſammlung.
Erhöhung der Theaterpreiſe.

Die Einführung des Lohntarifes für die ſtädtiſchen Arbeiter
ſowie die Aufbeſſerung aller Gruppen der Theaterangeſtellten
erfordern für das Rechnungsjahr 1920, den guten Beſuch der
Vorſtellungen wie bisher vorausgeſetzt, einen jährlichen Zuſuß
von über 700 000 Mark ausſchließlich der Verzinſung u
Tilgung der Theaterbaukoſten, alſo weit über 500 000 Mark
mehr als im Vorjahre. Dazu tritt die nach der neuen Luſtbar-
keitsſteuerordnung zu erhebende nſteuer. Um dieſe Mehr
ausgaben decken zu können, macht ſich eine Erhöhung der Ein
trittspreiſe notwendig, und zwar um durchſchnittlich 80 Prozent.
Durch die Erhöhung der Eintrittspreiſe wird mit einer Mehr
einnahme von 475 000 Mark gerechnet, ſo daß nur noch 25 000
Mark zu decken ſind. Da indeſſen in nächſter Zeit mit einer
weiteren Steigerung der Arbeitslöhne zu rechnen iſt, ſo wird
ſich eine nochmalige Erhöhung der Eintrittspreiſe nicht
vermeiden laſſen.

Die Verſammlung ſtimmt der Magiſtratsvorlage zu. Die
Erhöhung tritt mit dem 1. April in Kraft.

Des weiteren wird beſchloſſen, den ſtädtiſchen Be
amten, Lehrern und Lehrerinnen aufsſchließlich
derjenigen an Volksſchulen und den auf Privatdienſtvertrag
Angeſtellten den Gehaltszuſchuß und die 150 Prozent Erhöhung
zu der laufenden Teuerungszulage über den 1. April
1920 hinaus bis zu der im Laufe des Rechnungsjahres 1920 er
folgenden Gehaltsreform weiter zu zahlen, und zwar unter An
rechnung auf die nach den neuen Gehaltsſtufen zuſtehenden Be
zügen, ſowie die erhöhte Teuerungszulage auch den im Ruhe-
ſtand lebenden Perſonen und Hinterbliebenen nach den bis
herigen Grundſätzen zuzu wenden.

Ein Antrag des Magiſtrats, der dahin geht, daß die Stadt
Halle dem Arbeitgeberverband deutſcher Gemeinden- und
Kommunalverbände als Mitglied beitritt, wird gegen die
Stimmen der Rechten abgelehnt.

Das Angebot des Jmkervereins von Halle und Umgebung,
im Zoologiſchen Garten einen Bienenſtand zu errichten,
wird angenommen. Die hierfür erforderlichen Mittel in Höhe
von 4500 Mark werden aus Kapitel XXIV, 14 des Hauptetats
bewilligt, desgleichen für die Neupflaſterung in der Freiim-
felder Straße 28 000 Mark, die vorſchußweiſe zu Laſten der neu
aufsunehmenden Anleihe gedeckt werden ſollen.
Verpachtung der ſtädtiſchen Ziegeleigrundſtücke in Planena.

Der Magiſtrat beantragt, der Verpachtung der der Stadt
gehörigen Ziegeleigrundſtücke in Planenag auf die Zeit vom
1. Oktober 1920 bis 30. September 1928 an die bisherige Päch-
terin, Frau Klarag Günther, gegen einen Jahrespachtzins von
4000 Mark zuzuſtimmen. Die Pächterin iſt ausdrücklich zu ver
pflichten, das früher mit den Baulichkeiten beſtandene Gelände
der Ziegelei und den Obſtgarten in den erſten vier Jahren der
Pachtung, ſoweit als möglich, urbar zu machen. Der Pachtzins
muß angeſichts der für Urbarmachung aufzuwendenden Mittel
als außerordentlich günſtig für die Stadt bezeichnet werden. Die
bisher gezahlte Pacht von 4500 Mark hat ſich als zu hoch er
wieſen. Die Eigenbewirtſchaftung iſt im gegenwärtigen Zeit-
punkt bei dem Zuſtand der Ländereier und vor allem bei der im
Verhältnis zum ganzen ſo unbedeutenden Fläche ertrag
liefernden Landes nicht zu empfehlen.

Der Berichterſtatter, Stadtv. Steinbrück (Deutſchnat.),
empfiehlt Annahme der Vorlage, während Wir die unabhängigenStadtverordneten Oſterburg, Kürbs und Albrecht, denen Pre
Verpachtung auf 8 Jahre zu lange und der Pachtzins zu gering
erſcheint, dagegen ausſprechen. Die Abſtimmung ergibt An
nahme der Vorlage.

Der Magiſtrat beantragt, Oſtern 1920 eine neue dritte und
vierte Klaſſe des Lyzeums einzurichten und im Nordflügel
des Stadtghmnaſiums unterzubringen, die ſieben Klaſſen des
Lyzeums auf dem Grundſtück des Stadtgymnaſiums vom
Lyzeum abzutrennen und einem beſonderen Leiter zu unter
ſtellen und außer dieſem Leiter einen neuen Oberlehrer und
eine neue Oberlehrerin anzuſtellen. Es ſind hierfür an Koſten
etwa 24 000 Mark erforderlich, von denen 13 000 Mark durch
Mehreinnahme an w. in Abzug zu bringen ſind.

Stadtv. Wilke (Mehrh.-Soz.) iſt gegen die Errichtung
eines neuen Lygzeums, in dem er eine Standesſchule erblickt, ſo
wie gegen die Anſtellung eines beſonderen Schulleiters. Er
tritt ferner ein für Bildung einer gemeinſamen Schuldeputation.
Nach längerer Debatte wird beſchloſſen, der Errichtung einer
dritten und vierten Klaſſe zuzuſtimmen, von der Anſtellung
eines beſonderen Schulleiters indeſſen Abſtand zu nehmen.

Die Gaſtwirtſchaft im ſtädtiſchen Schlacht und Viehhof
wird an den bisherigen Pächter Herrn Aug. Schneider vom
1. April 1920 ab auf weitere zwei Jahre gegen einen ijährlichen
Pachtzins von 5500 Mark verpachtet. Hierauf nichtöffentliche
Sitzung.

Die Beſtattung der Gefallenen.
Die Beiſetzung der Reichswehrſoldaten.

Am Nontag vormittag um 10 Uhr fand auf dem Gertrauden
friedhofe die Beſtattung von 18 Angehörigen der Reichswehr-
truppen und Zeitfreiwilligenverbände ſtatt, die im Kampfe für
Ruhe und Ordnung den Tod gefunden hatten. Sämtliche in
Halle ſtehenden Truppenteile ſowie die ſtädtiſchen Behörden hatten
Abordnungen entſandt. Die Trauerfeier wurde eingeleitet mit
dem Choral „Jeſus meine Zuverſicht“, der von der Kapelle des
Pionierbataillons 16 zum Vortrag gebracht wurde. Hierauf
hielten ein evangeliſcher und ein katholiſcher Pfarrer Trauer-
reden, denen die Bibelworte zugrunde lagen: „Niemand kann
mehr Liebe haben als der, welcher ſein Leben läßt für ſeine
Freunde“ und „Jch bin die Auferſtehung und das Leben, wer an
mich glaubet, der wird leben, ob er gleich ſtürbe“. Alle diejenigen,
die hier beſtattet werden, ſind in einem viel ſchwereren Kampfe
gefallen als die, welche an der Front ihr Leben laſſen u
denn ſie mußten gegen ihre eigenen Volksgenoſſen kämpfen. Sind
wir aber auch des Opfers wert, das die Toten uns gebracht
haben? Wie Chriſtus ſein Leben gab für die Menſchheit, ſo ſind
auch ſie geſtorben. Und wie Chriſtus wieder auferſtand von den
denn ſo werden auch dieſe einſt wieder auferſtehen und verklärt

Najor Ulfert widmete darauf als Garniſonälteſter den
gefallenen Kameraden warme Worte des Dankes für ihre Pflicht
treue. Unter den Klängen des alten Soldatenliedes „Jch hatt'
einen Kameraden“ ſchloß die erhebende Feier.

t J
Die Beerdigung der Arbeiter.

Nachmittags um 2 Uhr ſtrömten Tauſende von Menſchen nach
dem Gertraudenfriedhof. Die Arbeiterſchaft, die bereits mittags
um 12 Uhr die Betriebe ruhen ließ, ſammelre ſich auf dem
Roßplatz und unter Vorantritt einer Muſikkapelle bewegte ſich der
J in welchem eine Anzahl roter Fahnen und eine unzählige

ahl von Kränzen getragen wurden, nach dem Gertrauden-
friedhof. Jn der offenen Gruft waren 20 Särge aufgeſtellt, die
Hügel waren mit unendlich viel Kränzen geſchmückt und rings
herum ſtanden die Angehörigen der in den letzten Kämpfen
Gefallenen. An der Feier nahmen ferner teil Bürgermeiſter
Seydel, verſchiedene Stadträte und Stadtverordnete, außerdem

müſſe auf irgend eine Weiſe gelöſt werden. Jn ähne Bürgermeißer war eine große Anzahl Arbeiter aus dem Saalkreiſe, dem ReSernageeget Magen und dem Mansfelder Kreiſe erſchienen.

r

Die Muſik ſpielte „Jch
Parteiſekretär Hildebrandt (U. S. P.)

elt. Er feierte die gefallenen Opfer als die Vorkämpfer fürreiheit und Recht, deſſen Taten unter dem Proletariat nie ver

geſſen würden. Es ſprachen v ihm nur noch er der
ü. S. P., ferner zwei Angehörige der Kommuniſtiſchen Partei von
Berlin und Groß-Lichterfelde. Sie äußerten ſich alle in dem
Sinne, daß ſie getreu ihrem Wahlſpruche das Proletariat durch
Kampf zum Siege führen werden. Zum Schluß ſprach ein
Ruſſe zunächſt in ruſſiſcher, dann in deutſcher Sprache. Er brachte
um Ausdruck, daß auch die in Deutſchland noch weilendenKuſfen ſich eins fühlen mit dem deutſchen Proletariat.

Der Streik der Setzer beendet
Jn einer geſtern abend im „Volkspark“ abgehaltenen Ver

ſammlung der Buchdrucker Halles wurde beſchloſſen, die Arbeit
wieder aufzunehmen. Die Abſtimmung ergab, 345 Stimmen
für Aufnahme der Arbeit, 108 (1) dagegen (bei einigen Stimm-
enthaltungen) waren.

Feſtnahme läſtiger Ausländer in Berlin. Auf Anordnung
des Oberbefehlshabers hat vorgeſtern an verſchiedenen Stellen

sSvede

tt' einen Kameraden worandie 6 dächt N

Schantungbahn 37 und Sloman 200 Prozent. Aber auch hier
blieben die höchſten Kurſe infolge Gewinnrealiſierungen nicht
behauptet. Die anderen Valutapapiere waren ungleichmäßig.
Kanadas gaben nach. Petroleumwerte lagen recht feſt. Montan
werte waren bei ſo wenig umfangreichem Geſchäft vorwiegend ge
beſſert, beſonders oberſchleſiſche Papiere. Bismarckhütte ge
wann 10, Kattowitzer 14 und Laurahütte 20 Prozent. Von weſt
lichen Hüttenwerten waren Bochumer 20, Höſch 7 Prozent höher,
währ Mannesmann 20 Prozent verloren. Große Unregel
mäßigkeit zeigten Farb und Elektrizitätsaktien. Ausgeſprochen
ſ Haltung wies der Schiffahrtsaktienmarkt auf. Am An
lagemarkt zeigten ſich die deutſchen Werte ſchwächer. Oeſter
veichiſche und ungariſche Werte waren nicht verändert.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt herrſchte wenig
Unternehmungsluſt, wohl mit Rückſicht auf die Unſicherheit der
politiſchen Verhältniſſe. Das Geſchäft in Haferfabrikaten ent
wickelte ſich ſehr ſchleppend. Der Verkehr in Hülſenfrüchten war
ganz leblos. Lupinen neigten bei geringem Geſchäft zur
Schwäche. Für Serradella beſtand wenig Kaufluſt. Heu und
Stroh hatten geringes Geſchäft.

eine Feſtnahme von Ausländern r legi-timationslos und unangemeldet in Berlin und Geſchä
deſſen Vororten aufhalten. Bei dieſer Maßnahme es bends:
z darum, die ine t von Elementen zu befreien, die nich ſtrafbarer Handlungen chuldig gemacht oder foicher nen J
verdächtig ſind. Insbeſondere kommt es darauf an, ſolche Aus-

länder zu erfaſſen, die auf dem Gebiete des Schieber- und
Wuchertums Berlin und dem Reiche den größten Schaden zu
fügen auch gegen Ausländer, die an bolſchewiſtiſchen

mtrieben beteiligt ſind, wird hierbei an Es ſind 5 n g
bereits eine Anzahl von Feſtnahmen e gt, die zu alle ierr
Schichten der erſ evölkerung ohne Unterſchied der
Religion und des politiſchen Bekenntniſſes erſtrecken. Ueber die
Zahl der e n und die einzelnen Perſönlichkeiten können Keu e
vorläufig noch keine genauen Angaben werden, doch iſt
ihre Zahl im Vergleich zu der großen Menge von Ausländern, FF
die ſich in Berlin aufhalten, verhältnismäßig gering. r
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Volkswirtſchaft n
Berliner Börſenberichte

Börſenſtimmungsbild. Mit Rückſicht auf die Fortdauer der wi 7
Wirren im Ruhrrevier und auf die bevorſtehende fünftägige rtſ
Feiertagspauſe hielt ſich die Unternehmungsluſt der Börſe in
Schranken. Die Umſätze betrafen meiſt Abwicklungen be
ſtehender Engagements und Spekulationen. Jm Zuſammenhang damit entwickelte ſich die Kursbewegung unregelmäßig. Vereinig
Lebhaftigkeit bei weſentlichen Steigerungen geigte lediglich er Wilſo
Kolonialaktienmarkt. So gewannen Neuguinea 120, Otavi 39,
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Im freien Verkehr worden nicht amtlich ermittelt
Deutsche Werte Deutsche Veberse e- Bl. 14264 Deutsche Schatz- Deutsche VDrdöl 76. rütteten
scheine VI--IX 76, Deutsche Gasglühl. e die Bevö5 9 Deutseche Reichsanl. 79.75 Deutsche Kali 4554 v 76,30 Deutsche Waff. u. Mun. 450,- p o liti
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3 v 431.- der Einſiv 7 ngelhard Brauere 38254 Charl. Stadtanl. s9/99 100 Felten u. Gujlleanme r entgegenz
4 Mggdeb Stadtanl. 91/06 101 Gasmotoren Dentz 250 Würde u
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4 Preuss. Centr.-Bod.- Gelsenkireh. Bergb. 355 und inPfandbriefe 101.50 Glauziger Zuckerfbr. 49884 Preuss. Hypot.-Bank- Hallesche Masch.-Fabr. 580- liegende

Pfandbriefe 1911 105.,50 Hann. Masch. 30 fahr des4 Dessauer Gas-Oblig. Harpener Berg 380 all tr4 n Er S er treAnuslünd. Werte er M kbung ang4 Oesterr. Kron.-Rente 36, 90 r r stahi die Entb
4 Ungar. Gold-Rente 72,25 Hobenlohe- Werke 87 Kultu4 Vngar. Kronen-Rente 41.80 n 7 228 iltur voumboldt-Masch. 190 aller den

Visenvbahn-Aktien: re 1Falberstadt-Blankend. 110. a wen UnfgHalle-Hettstedter 299.75 Körbisd 2 t M uahmen dSehantungbahn 644, Ken ütte LebAiig. Lokai-Str 15ö.-- e 2075 Leben desGr. Berl. Str. 144.75 Läuoirrnrer 7 Achtung vMagdeburger Str-B ar ewalt aImx. Prinz Heinrich. -B. Le t r 349, gewalt giSrienthabn opa26 ine u. Roman dahin, unSehiffahrts- Akt. Ludwig Loewe u. 366-- kandene V
Hambg. Paketfahrt 16150 Lothringer Hütte 359,Hamb. Südamerika 26550 NManneeannrènren PErzberger
Hansa-Dampfsehift 37 Masehinenfabr. Bnekan 270 I noraliſche
e 174 75 Oberscni Risenb.- Bed. 254 ſolcher vo

anken: o. Caro Heg.Bank für Thür. v do. Kokswerke ſierung gBerl. KHandeisges. 218, Orenstein u. Koppe&
Comm u. Diskontobank T. Phönix-Bergb.
Darmstädter Bank 1350 Rhein. Metall-Vorz
Hess. Landesbank Rhein StahlwarenDeutsche Bank 308, Riebeek. MontanDiskonto-Comm. 227. Rombacher Hütten
Dresdner Bank I1983,0 sitzer BraunkK.Credit-Anst. Leipzig 180, sitzer ZuckerAMitteld. Frtä, Ia h ä AMaseh.n rivat- Bank ugo Schneider u.Nationalbank 143 Schuckert u. Co.
Oesterr. Kredit 128,50 iemens u. HalskeReichsbank 168. Ztettner rIndustrie- Aktien Stollterger Amt
Schultheiss- Brauerei 300 Stral 349Akt. t. Aniiin 38 hten e nete lagAmmendorfer Papierf. Priptis- Akt. Ges.
Anhalter Kohlen w. 325. Türkische Tabakregie
Annaberger Steingut. 3 Voer. Köln-Rottweiler
Badische Anilin 562 Gianzatott Kibert. UnreBergmann -Elekt. Akt. 275. Wegelin u. Rübner UnrechtBerl. Masob. c Ban. 3 Werseh.- Welssent. Brk. 664 äter von
Bismarckhütte u Westeregein-Alkau 780 M egieruBochumer Gußstahl 390 Wittener Gu!etahi erungGhem. Fabrik Buckan Wredo-Maizorei 493Mearteien mChem. Griesheim 331,50 Zeitzer Masch. 339 iſt undGhem de r zZeoüetot Waldhot WertConsolidation Schalike 484 ötavi-Minen 8805 nkliches
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terHauvptſchriſtlei Helmut Böttcher.
Verantwortlich für Pollik: Helmnt Böttcher: für politiſche
wirtſchaft und Sport Hans Heiking; für den geſamten

Teil: t. V. Erich Sellheim.Angeigenteil: Paul Kerſen; ſintüqh in Halle a. S.
Otto Pytelke, Buch und Kunfbenckeni, Verlag
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